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§ 1 
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

 
(1) Dieses Gesetz gilt für Anbieter digitaler 
Dienste, die mit Gewinnerzielungsabsicht 
Plattformen im Internet betreiben, die dazu 
bestimmt sind, dass Nutzer beliebige Inhalte 
mit anderen Nutzern teilen oder der Öffent-
lichkeit zugänglich machen (soziale Netzwer-
ke). Plattformen mit journalistisch-
redaktionell gestalteten Angeboten, die vom 
Diensteanbieter selbst verantwortet werden, 
gelten nicht als soziale Netzwerke im Sinne 
dieses Gesetzes. Das Gleiche gilt für Platt-
formen, die zur Individualkommunikation oder 
zur Verbreitung spezifischer Inhalte bestimmt 
sind. 

 
(2) aufgehoben 
 
(3) Rechtswidrige Inhalte im Sinne dieses Ge-
setzes sind Inhalte im Sinne des Absatzes 1, 
die den Tatbestand der §§ 86, 86a, 89a, 91, 
100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 
166, 184b in Verbindung mit 184d, 185 bis 
187, 201a, 241 oder 269 des Strafgesetzbuchs 
erfüllen und nicht gerechtfertigt sind 
 
(4) aufgehoben 
 

§§ 2 bis 3f 
aufgehoben 

 
§ 4 

Bußgeldvorschriften 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 einen Be-
richt nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht recht-
zeitig veröffentlicht, 
 
2. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 ein dort 
genanntes Verfahren für den Umgang mit 
Beschwerden von Beschwerdestellen oder 
Nutzern, die im Inland wohnhaft sind oder 
ihren Sitz haben, nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig vorhält, 
 
3. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 ein dort 
genanntes Verfahren nicht oder nicht rich-
tig zur Verfügung stellt, 
 
4. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 1 den Um-
gang mit Beschwerden nicht oder nicht 
richtig überwacht, 

 
5. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 eine orga-
nisatorische Unzulänglichkeit nicht oder 
nicht rechtzeitig beseitigt, 
 
6. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 eine Schu-
lung oder eine Betreuung nicht oder nicht 
rechtzeitig anbietet, 
 
7. entgegen § 5 einen inländischen Zustel-
lungsbevollmächtigten oder einen inländi-
schen Empfangsberechtigten nicht be-
nennt, oder 

 
8. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 als Emp-
fangsberechtigter auf Auskunftsersuchen 
nicht reagiert. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 7 und 8 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, in 
den übrigen Fällen des Absatzes 1 mit einer 
Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro geahndet 
werden. § 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden. 
 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann auch dann 
geahndet werden, wenn sie nicht im Inland 
begangen wird. 
 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist das Bundesamt für Jus-
tiz. 
 
(5) aufgehoben 
 

§ 5 
Inländischer Zustellungsbevollmächtigter 

Anbieter sozialer Netzwerke, bei denen nach 
§ 2 des Digitale-Dienste-Gesetzes kein anderer 
Mitgliedstaat Sitzland ist oder als Sitzland 
gilt, haben im Inland einen Zustellungsbe-
vollmächtigten zu benennen und auf ihrer 
Plattform in leicht erkennbarer und unmittel-
bar erreichbarer Weise auf ihn aufmerksam zu 
machen. An diese Person können Zustellungen 
in Verfahren nach § 4 oder in Gerichtsverfah-
ren vor deutschen Gerichten wegen der Ver-
breitung rechtswidriger Inhalte bewirkt wer-
den. Das gilt auch für die Zustellung von 
Schriftstücken, die solche Verfahren einlei-
ten. 
 
(2) aufgehoben 
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§ 6 
Übergangsvorschriften 

Die Zuständigkeit des Bundesamts für Justiz 
nach den Vorschriften der bis zum 16. Februar 
2024 geltenden Fassung dieses Gesetzes für 
Bußgeldverfahren gegen folgende Anbieter 
bleibt bestehen: 
 

1.  gegen Anbieter, an die ein oder meh-
rere Beschlüsse der Kommission zur 
Benennung einer sehr großen Online-
Plattform gemäß Artikel 33 Absatz 4 
der Verordnung (EU) 2022/2065 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 19. Oktober 2022 über einen 
Binnenmarkt für digitale Dienste und 
zur Änderung der Richtlinie 
2000/31/EG (Gesetz über digitale 
Dienste) (ABl. L 277 vom 27.10.2022, 

S. 1; L 310 vom 1.12.2022, S. 17) ge-
richtet worden sind, wenn das Bun-
desamt für Justiz gegen diese Anbie-
ter vor dem nach Artikel 92 der Ver-
ordnung (EU) 2022/2065 maßgebli-
chen Datum ein Bußgeldverfahren 
nach den Vorschriften der bis zum 16. 
Februar 2024 geltenden Fassung die-
ses Gesetzes eingeleitet hat, sowie 

 
2. gegen andere als in Nummer 1 ge-

nannte Anbieter eines sozialen Netz-
werks, wenn das Bundesamt für Justiz 
gegen diese Anbieter vor dem 17. 
Februar 2024 ein Bußgeldverfahren 
nach den Vorschriften der bis zum 16. 
Februar 2024 geltenden Fassung die-
ses Gesetzes eingeleitet hat. 

 

 


